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Deutſches Reich. Wir erſuchen Sie ergebenſt, bei der jährlichen Reviſion 

: 2 5 und Feſtſtellung der Konfirmandenliſte ſich zu verſichern, ob den 

Reichslande Elſaß⸗Lothringen. beſagten Artikeln 5 und 10 unſeres Konfirmationsreglements 
Zirkularſchreiben des Direktoriums der Kirche Augsburgiſcher Genüge geleiftet worden iſt. 


. — 855 n e e e . ee Auch wird es ſich empfehlen, wenn Sie ſofort nach Em⸗ 
j Vom 9. und 29. März 1875. pfang dieſes Schreibens ſämmtliche Pfarrer Ihres Inſpektions⸗ 


2 bezirkes anweiſen, durch die Verkündigung von der Kanzel ihre 
Straßburg den 9. März 1875. Gemeinden zu benachrichtigen, daß fortan wieder, wie es frü⸗ 
Hochgeehrte Herren! Das Zirkularſchreiben, welches das 5 5 richtigen, daß fortan „wie es f 


ö 8 . : her der Fall war, die Zulaſſung der Konfirmation von dem 
Direktorium den 23. Januar erließ, iſt von der Vorausſetzung b Schulb 18 : EB 
ausgegangen, als ob der 2. Satz des 2. Artikels der Verord⸗ e agent eg 


R werden wird. 
nung des Herrn Generalgouverneurs von Elſaß-Lothringen, 8 


; E . 5 N 5 Der Präſident des Direktioriums 
vom 18. April 1874, die Abſicht unterliege, daß die Mädchen, a ; 
ſobald fie das 13. Lebensjahr zurückgelegt haben, nothwendi⸗ der Kirche Augsburgiſcher Konfeſſion. 
gerweiſe aus der Schule entlaſſen werden müſſen. Kratz. 


* 


Inzwiſchen hat der Herr Bezirkspräſident des Unterelſaß 
in der Sitzung des Oberkonſiſtoriums vom 25. Oktober 1873 
die Aufklärung gegeben, daß nichts die Mädchen verhindert, 
die Schule bis zur Zeit ihrer Konfirmation noch fortzubeſuchen vember v. J., betreffend die Dauer des Schulbeſuches der evan⸗ 
und daß, wenn früher die geiſtlichen Inſpektoren berechtigt was geliſchen Kinder, laſſe ich Ihnen anbei ein Zirkular des Direk⸗ 
ren, diejenigen von der Konfirmation auszuſchließen, welche den toriums der Kirche Augsburgiſcher Konfeſſion vom 9. des Mo⸗ 
Schulbeſuch vernachläſſigt hatten, ſolches auch heute noch un- nats (ſiehe oben) mit dem ergebenen Exſuchen zugehen, die 
gehindert geſchehen könne. kirchlichen Behörden bei Durchführung der darin angeordneten 
Auf unſere hierdurch veranlaßte Anfrage gab der Herr Maßregel nach Möglichkeit zu unterſtützen, namentlich die Ih⸗ 
Oberpräſident von Elſaß⸗Lothringen die Erklärung ab, daß eis nen unterſtellten Behörden dahin zu inſtruiren, daß der 8. 2, 
ner Wiederherſtellung des alten Herkommens, wo- Abſatz 2, der Generalgouvernements⸗Verordnung vom 18. April 
nach alle Katechumenen die Schule bis zur Konfir- 1871) der Beibehaltung, beziehungsweiſe Wiederherſtellung 
mation, d. h. mindeſtens bis zum zurückgelegten 14. des alten Herkommens jener Kirche, wonach die zu konfirmiren⸗ 
Lebensjahre zu beſuchen haben, nichts entgegenſteht. den Kinder bis zuletzt die Schule beſuchen müſſen, nicht ent⸗ 
Demnach iſt die Kirche vollkommen befugt, die Dauer der | gegenfteht. 
Schulpflicht, welche Seitens des Staates für die Mädchen mit Der Oberpräſident von Elſaß-Lothringen. 
dem zurückgelegten 13. Lebensjahre erliſcht, zum Nutzen der . 
weiblichen Jugend ſelber auch auf das 14. Lebensjahr zu er⸗ den 8 Herrn 
ſtrecken. Das Direktorium hat daher in feiner Sitzung vom | — eu 104 55 
9. März beſchloſſen, die Artikel 5 und 10 des Konfirmations⸗ ) Derſelbe lautet: Zu dieſer (Entlaſſungs⸗) Prüfung werden die Kna⸗ 
veglementS vom 12. Oktober 1852 wieder in Kraft zu jegen. | IH Kekkusiahr aurzafen. Bei der Cntlaffung erhlt Idee Sind ei Tflnfei 
In Folge deffen tritt auf's Neue für alle Katechumenen, auszuſtellendes Zeügniß. 
ohne Unterſchied des Geſchlechtes, die Verpflichtung ein, die 
Schule bis zur Konfirmation zu beſuchen. ; 


Straßburg, den 29. März 1875. 
In Erwiderung auf den gefäligen Bericht vom 2. No⸗ 
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RE Heſſen. 

Verordnung, die organiſchen Beſtimmungen der polytechniſchen 
Schule zu Darmſtadt und die künftige Bezeichnung dieſer Lehr⸗ 
auſtalt betreffend. Vom 10. Oktober 1877. 

Ludwig IV. von Gottes Gnaden Großherzog von Heſſen 
und bei Rhein ꝛc. ꝛc. Die durch Verordnung vom 3. Oktober 
1868 genehmigten organiſchen Beſtimmungen der poly: 
techniſchen Schule zu Darmſtadt ſind einer Reviſion un⸗ 
terzogen worden und haben Wir Uns daraufhin bewogen ge: 
funden, den nachſtehend abgedruckten revidirten organi— 
ſchen Beſtimmungen mit der weiteren Anordnung Unſere 
Genehmigung zu ertheilen, daß die genannte Lehranſtalt fortan 
die Bezeichnung „Techniſche Hochſchule zu Darmſtadt“ zu 
führen habe. 

Urkundlich Unſerer eigenhändigen Unterſchrift und beige⸗ 
druckten Großherzoglichen Siegels. 
Darmſtadt, den 10. Oktober 1877. 


(L. 8. Ludwig. 5 


Organiſche Beſtimmungen für die techniſche Hochſchule zu Darmſtadt. 
Vom 10. Oktober 1877. 
J. Einrichtung der Anſtalt, Aufnahme, Zeugniſſe 
Prüfungen, Gebühren. 

8.4, 
ftändige wiſſenſchaftliche und künſtleriſche Ausbildung für den 
techniſchen Beruf zu gewähren. Insbeſondere bezweckt die An⸗ 
ſtalt die Ausbildung von Architekten, Bauingenieuren, Maſchi⸗ 
neningenieuren und Chemikern. Außerdem iſt ſie auch Anderen, 
wie Fabrikanten, Kunſt⸗ und Gewerbtreibenden, Pharmazeuten 
und Geometern, zur Erwerbung der erforderlichen Kenntniſſe 
behilflich. 

Die Vorbereitung zum höheren Staatsdienſte des 
Großherzogthums kann im Baus, Ingenieur und Maſchinen⸗ 
fach ganz, im Kameral- und Forſtfach theilweiſe auf der techni⸗ 
ſchen Hochſchule erlangt werden. 

Für die Vorbereitung zum Gymnaſial- und Real: 
ſchul-Lehramt, ſoweit dieſelbe Mathematik und Naturwiſſen⸗ 
ſchaften betrifft, gilt die technische Hochſchule als der Univerſi⸗ 
tät gleichſtehend. 

§. 2. Die Anſtalt zerfällt in die folgenden a 

1) Bauſchule, 

2) Ingenieurſchule, 

3) Maſchinenbauſchule, 

4) Chemiſch⸗techniſche Schule, 

5) Mathematiſch⸗naturwiſſenſchaftliche Schule. 

§. 3. Der Unterricht an der techniſchen Hochſchule wird 
in Form von Vorträgen, Repetitorien, graphiſchen und kon⸗ 
ſtruktiven Uebungen, Arbeiten in den Laboratorien und durch 
Exkurſionen ertheilt. 

Als Hilfsmittel für den Unterricht dienen die eigenen 
Sammlungen der Anſtalt, ſowie die Laboratorien derſelben und 
der botaniſche Garten. 

Außerdem wird der techniſchen Hochſchule die Benutzung 
der Hofbibliothek und der ſonſtigen wiſſenſchaftlichen Samm⸗ 
lungen des Staates, auch der Sammlungen der Großherzoglichen 
Zentralſtelle für die Gewerbe und den Landesgewerbverein, ſow ie 
der Großherzoglichen Zentralſtelle für die Landwirthſchaft und die 
landwirthſchaftlichen Vereine auf alle Weiſe erleichtert werden. 

§. 4. Die Befucher der Anſtalt find: 

1) ſolche, welche am planmäßigen Unterricht einer Ab⸗ 
theilung theilnehmen: Studirende, 


Die techniſche Hochſchule iſt dazu beſtimmt, die voll⸗ 


2) ſolche, welche ſich nur an einzelnen Unterrichtsgegen⸗ 
ſtänden betheiligen: Hospitanten. 

8.5. Zur Aufnahme als Studirender in ſämmtliche 
Abtheilungen berechtigen unbedingt das Reifezeugniß eines 
humaniſtiſchen oder Real-Gymnaſiums, einer Realſchule erſter 
Ordnung oder einer dieſen gleich geſtellten Anſtalt. 

Weiterhin ſind Studirende der ſämmtlichen techniſchen 
Hochſchulen auf Grund ihrer Zeugniſſe über den Beſuch dieſer 
Anſtalten zum Eintritte berechtigt. 

Bis auf Weiteres können ferner diejenigen, welche keinen 
der erwähnten formellen Nachweiſe über ihre Vorbildung bei- 
zubringen vermögen, als Studirende dann aufgenommen 
werden, wenn ſie ein Alter von mindeſtens 17 Jahren erreicht 
haben und die erforderlichen Vorkenntniſſe und Fertigkeiten 
nachweiſen. Das Nähere hierüber ſowie über die Aufnahme 
der Hospitanten wird alljährlich durch das Programm feſtgeſetzt. 

Die ſonſtigen Beſtimmungen über die Aufnahme werden 
in einer Inſtruktion für das Verfahren bei Aufnahme 
und Austritt der Studirenden und Hospitanten 
gegeben. 

8.6. Die Studirenden find den allgemein giltigen Geſet⸗ 
zen und Verordnungen, ſowie den beſonderen Dis ziplinar⸗ 
beſtimmungen der Anſtalt unterworfen. 

Ein Exemplar der letzteren wird den Studirenden bei der 
Aufnahme eingehändigt, und haben ſie deren Befolgung mit 
Handſchlag anzugeloben. 

Hospitanten find den Disziplinarbeſtimmungen nicht un⸗ 
terworfen, können aber vom Beſuche der Anſtalt ausgeſchloſ⸗ 
ſen werden. 

§. 7. Der Unterricht wird nach einem Studienplan er⸗ 
theilt, in welchem für ſämmtliche Abtheilungen Inhalt und 
Dauer des Unterrichtes näher anzugeben ſind. 

Im Studienplan ſind kenntlich zu machen: 

a) die Gegenſtände, deren Kenntniß bei den Abgangs- 
prüfungen (vergl. §. 9) gefordert wird und welche in 
erſter Reihe empfohlen werden; 

b) die Fächer, deren Studium zur Vervollkommnung der 
Berufsbildung wünſchenswerth iſt; 

c) die allgemein bildenden Gegenſtän de. 

Im Studienplan ſind ferner diejenigen Kenntniſſe und 
Fertigkeiten näher zu bezeichnen, welche bei den Vorträgen und 
Uebungen vorausgeſetzt werden. 

Die Studirenden ſind verpflichtet, bei der Anmeldung zu 
den Vorleſungen den Beſitz dieſer Vorkenntniſſe nachzuweiſen. 
In Ermangelung genügender Nachweiſe können beſondere Prü— 
fungen angeordnet werden. 

§. 8. Zeugniſſe über Beſuch der Vorleſungen, bezw. 
über Fleiß in den Uebungen, haben ſich die Studirenden halb⸗ 
jährlich in ihren Anmeldebüchern ausſtellen zu laſſen. 

Auf Verlangen und bei genügender Veranlaſſung werden 
auch beſondere Zeugniſſe ertheilt, welche ſich auf Dauer des 
Beſuches der Anſtalt, Unterrichtsgegenſtände, ſowie auf Fleiß 
und Betragen beziehen. 

8.9. Abgangszeugniſſe, welche den Grad der erworbe⸗ 
nen Kenntniſſe ausdrücken, werden nach Abſolvirung der Anſtalt 
auf Grund einer eingehenden Prüfung und mit geeigneter Be⸗ 
rücksichtigung der früheren Leiſtungen ausgeſtellt und können 
als Diplom mit dem Ausdruck ertheilt werden, daß der Stu- 
dirende als für ſeinen Beruf vorzüglich vorgebildet anzuſe⸗ 
hen iſt. 
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Die Beziehungen der Abgangsprüfungen der techniſchen 
Hochſchule zu den Staatsprüfungen ſind durch beſondere Be⸗ 
ſtimmungen geregelt. 

§. 10. Aus den beſtehenden Stiftungen werden den Be⸗ 
ſtimmungen derſelben entſprechend an Studirende Stipen⸗ 
dien, bezw. Preiſe ertheilt. 

§. 11. Das Eintritts- bezw. das Unterrichtsgeld 
wird nach Maßgabe einer im Programm der Anſtalt alljähr⸗ 
lich zu veröffentlichenden Gebührenordnung erhoben. Daſ⸗ 
ſelbe iſt halbjährlich im Voraus während der erſten Woche des 
Unterrichtes zu entrichten. 

Bei vorzeitigem Austritt findet keine Rückzahlung ſtatt. 

Die techniſche Hochſchule iſt ermächtigt, jährlich je einem 
von fünf und zwanzig Studirenden das allgemeine Unterrichts⸗ 
geld zu erlaſſen, ſofern die Bewerber nach Vermögensverhält⸗ 
niſſen, Betragen und Leiſtungen dazu geeignet erſcheinen. 

II. Lehrkörper und Leitung der Anſtalt. 

8.12. Den Lehrkörper der Anſtalt bilden: 

1) Ordentliche und außerordentliche Profeſſoren mit feſter 
Anſtellung; 

2) Lehrer mit feſter Anſtellung; 

3) Dozenten, welchen ihr Lehramt gegen Remuneration 
oder als Nebenſtelle übertragen iſt; 

4) Privatdozenten und 

5) Aſſiſtenten. 

Das Abhalten von Vorträgen und Uebungen an der An⸗ 
ſtalt kann auch anderen dazu befähigten Männern, welche dem 
Lehrkörper derſelben nicht angehören, geſtattet werden. 

§. 13. Sämmtliche Dozenten ſind verpflichtet, den ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen gemäß an den Verwaltungsgeſchäften 
der Anſtalt ſich zu betheiligen, auch die Sammlungen und prak⸗ 
tiſchen Inſtitute, welche ihnen überwieſen werden, zu bewahren, 
ſie unter ſorgfältiger Verwendung der ihnen bewilligten Kredite 
zu vervollkommnen und Inventar darüber zu führen. 

§. 14. Die obere Leitung der Anſtalt wird vom Mini⸗ 
ſterium des Innern ausgeübt. Von demſelben find insbeſon⸗ 
dere das Programm und die Voranſchläge zu genehmigen. 

§. 15. Die unmittelbare Leitung und Verwaltung 
der Anſtalt geſchieht durch: 

den Direktor, bezw. ſeinen Stellvertreter, 

die Abtheilungsvorſtände, bezw. ihre Stellvertreter, 
das Direktorium, 

den Lehrerrath und 

die Abtheilungskonferenzen. 

Zur Hilfeleiſtung bei den Verwaltungsgeſchäften und zur 
Wahrnehmung des Rechnungsweſens iſt ein Sekretär angeſtellt. 

§. 16. Für die Stelle des Direktors find alljährlich 
drei Kandidaten in Vorſchlag zu bringen, aus welchen Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog den Direktor ernennen werden. 

Die Wahl der Kandidaten geſchieht unter Leitung eines 
Kommiſſärs des Großherzoglichen Miniſteriums des Innern 
durch die ſtimmberechtigten Mitglieder des Lehrerrathes und 
aus ihrer Mitte. 

Zur Erſetzung bei vorübergehender Verhinderung iſt von 
dem Miniſterium des Innern ein Stellvertreter des Di: 
rektors aus den ſtimmberechtigten Mitgliedern des Lehrerra⸗ 
thes zu ernennen. 

§. 17. Die Abtheilungsvorſtände werden auf die 
Dauer von drei Jahren von dem Miniſterium des Innern aus 
je drei Kandidaten ernannt, welche von den in den betreffen⸗ 


den Abtheilungskonferenzen ſtimmberechtigten Dozenten aus ih— 
rer Mitte gewählt werden. 

Dieſe Wahlen finden nach einem beſtimmten Turnus all⸗ 
jährlich in zwei bezw. in einer Abtheilung ſtatt. 

Der Direktor kann nicht zugleich Abtheilungsvorſtand ſein. 

Zur Erſetzung bei vorübergehender Verhinderung iſt von 
dem Miniſterium des Innern ein Stellvertreter des Ab- 
theilungsvorſtandes aus den in der betreffenden Abthei— 
lungskonferenz ſtimmberechtigten Dozenten zu ernennen. 


§. 18. Dem Direktor und den Abtheilungsvorſtänden tit 
geſtattet, eine auf fie fallende unmittelbare Wiederwahl ab: 
zulehnen. 

$. 19. Bei dauernder Behinderung des Direktors, der 
Abtheilungsvorſtände und ihrer Vertreter oder beim Ausſchei— 
den der Genannten aus dem Lehrkörper der Anſtalt iſt eine 
Neuwahl, bezw. Neuernennung vorzunehmen. 

§. 20. Das Direktorium beſteht aus dem Direktor und 
den Abtheilungsvorſtänden. 

Es iſt dem Direktor geſtattet, zu den Sitzungen des Di⸗ 
rektoriums auch andere Dozenten mit berathender Stimme hin: 
zuzuziehen. 

8.21. Den Lehrerrath bilden die feſtangeſtellten or: 
dentlichen und außerordentlichen Profeſſoren. 

Die übrigen Dozenten werden bei Verhandlungen über die 
von ihnen vertretenen Lehrgegenſtände zugezogen. 

In ſolchen Fällen ſind die in §. 12 unter 2 und 3 ge⸗ 
nannten Dozenten ſtimmberechtigt. 

§. 22. In den Abtheilungskonferenzen ſind diejeni⸗ 
gen Dozenten ſtimmberechtigt, welche die in den Studienplänen 
der Abtheilung in erſter Reihe empfohlenen Fächer vertreten 
(vergl. §. 7.). Es iſt dem Abtheilungsvorſtande geſtattet, an⸗ 
dere Mitglieder des Lehrkörpers mit berathender Stimme hin⸗ 
zuzuziehen. 

Der Direktor hat das Recht, an den Konferenzen mit be⸗ 
rathender Stimme theilzunehmen, und iſt zu denſelben ein⸗ 
zuladen. 

8.23, In den Sitzungen des Direktoriums und des Leh— 
rerrathes übernimmt der Direktor, in den Abtheilungskonferen⸗ 
zen der betreffende Abtheilungsvorſtand den Vorſitz und die 
Leitung. 

Bei allen Abſtimmungen entſcheidet die Stimmenmehrheit, 
bei Stimmengleichheit der Vorſitzende. 

§. 24. Von den Abtheilungskonferenzen werden die 
Angelegenheiten der Abtheilung, insbeſondere der ſie betreffende 
Theil des Programms und Voranſchlags vorberathen, ſowie 
Vorſchläge zur Beſetzung vakanter Lehrſtellen und für die Zu⸗ 
lafjung von Privatdozenten gemacht. Ferner iſt von den Ab⸗ 
theilungen das Verhalten der Studirenden zu überwachen und 
über Ertheilung von Preiſen zu beſchließen. Von ihnen ſind 
auch die Abgangsprüfungen zu veranſtalten und überhaupt die⸗ 
jenigen Gegenſtände zu berathen, welche von den Verwaltungs: 
organen der Anſtalt an die Abtheilungen verwieſen werden. 

Ueber die Verhandlungen der Abtheilungen find Proto— 
kolle aufzunehmen und dem Direktor zur Einſicht vorzulegen. 

Falls die Mehrzahl der an einer Abtheilung wirkenden 
Dozenten mit einem Beſchluſſe des Direktoriums nicht einver- 
ſtanden iſt, hat dieſelbe die Befugniß, die Entſcheidung des 
vorgeſetzten Miniſteriums anzurufen. 

§. 25. Dem Abtheilungsvorſtande liegen die Vorbe⸗ 
reitungen für die im vorigen Paragraphen bezeichneten Ge⸗ 
ſchäfte ob. 
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Derſelbe hat auf ſchriftlichen Antrag von mindeſtens ei- 
nem Dritttheil der Abtheilungsmitglieder innerhalb acht Tagen 
eine Abtheilungskonferenz anzuordnen. 

Die Zeugniſſe für die Studirenden werden vom Abtheis 
lungsvorſtande ausgeſtellt und von dem Direktor beglaubigt. 

§. 26. Das Direktorium hat nach allen Seiten hin das 
Gedeihen der Anſtalt in zweckmäßiger Weiſe zu erſtreben. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

1) Die Beſchlußfaſſung über die von den Abtheilungs- 
konferenzen ausgehenden Vorſchläge zur Beſetzung 
vakanter Lehrſtellen und Zulaſſung von Privatdozen⸗ 
ten. Vor Stellung der hierauf ſich gründenden An⸗ 
träge an das Miniſterium des Innern ſind die be— 
treffenden Beſchlüſſe dem Lehrerrathe mitzutheilen. 

2) Die Begutachtung von Perſonalangelegenheiten. 

3) Die Vorberathung derjenigen Angelegenheiten, in 
Betreff deren Anträge an den Lehrerrath zu brin⸗ 
gen ſind. 

4) Die Aufnahme der Studirenden und die Verhängung 
leichter Disziplinarſtrafen nach Maßgabe der Diszi⸗ 
plinarbeſtimmungen. 

5) Die Annahme proviſoriſcher Hilfsdiener. 

Der Direktor hat das Direktorium binnen drei Tagen ein⸗ 
zuberufen, wenn dies von wenigſtens drei Mitgliedern deſſel⸗ 
ben beantragt wird. 

8.27. Der Lehrerrath beſchließt über die von dem Di⸗ 
rektorium vorberathenen Gegenſtände von allgemeinem Inte⸗ 
reſſe. Insbeſondere unterliegen der Beſchlußfaſſung Programm, 
Voranſchlag, Stundenplan, organiſatoriſche Maßregeln, die 
Lehraufträge neu zu berufender Dozenten und allfälliger Stell: 
vertreter, Stipendien-Verleihung und Unterrichtsgeld-Nachlaß, 
Verwendung der Räume der Anſtalt, Hausordnung 2c. 

Die Disziplinargewalt des Lehrerrathes wird durch die 
„Disziplinarbeſtimmungen für die Studirenden der 
techniſchen Hochſchule“ geregelt. 

Iſt der Direktor oder die Mehrheit des Direktoriums mit 
einem Beſchluſſe des Lehrerrathes nicht einverſtanden, ſo ſteht 
ihnen zu, die Entſcheidung des vorgeſetzten Miniſteriums an⸗ 
zurufen. 

§. 28. Dem Direktor liegt die Leitung der geſammten 
Anſtalt unter dem vorgeſetzten Miniſterium und unter geord— 
neter Mitwirkung des Direktoriums, des Lehrerrathes, der Ab— 
theilungs⸗Vorſtände und Konferenzen und der Dozenten ob. 

Die Korreſpondenz nach Außen wird durch ihn geführt. 

Er hat die von ihm erforderten Gutachten zu erſtatten 
und alles das dem vorgeſetzten Miniſterium vorzutragen, was 
er im Intereſſe der Anſtalt für nöthig erachtet. 

Die ökonomiſche Verwaltung der Mittel der Anſtalt liegt 
ihm ob und iſt er dafür verantwortlich, daß die vorgeſehenen 
Mittel den Beſtimmungen des Voranſchlages gemäß verwendet 
und die vorgeſehenen Kredite eingehalten werden. 

Alle Rechnungen bedürfen, bevor ſie zur Auszahlung ge⸗ 
langen, ſeiner Dekretur. 

Die Befolgung der Disziplinarbeſtimmungen, ſowie die 
Leiſtungen der Diener hat er zu überwachen. 

In beſonders dringenden Fällen iſt der Direktor berech⸗ 
tigt, auch in ſolchen Angelegenheiten, bei denen an ſich eine 
Mitwirkung des Direktoriums und bezw. des Lehrerrathes ge— 
boten iſt, proviſoriſche Verfügungen zu treffen. Er iſt aber 
alsdann verpflichtet, dem Direktorium, bezw. dem Lehrerrathe 


in kürzeſter Friſt Mittheilung zu machen und deſſen Beſchluß⸗ 
faſſung zu veranlaſſen. 

Die Befugniſſe des Direktors bezüglich Uetelündgüg der 
Profeſſoren und Lehrer der Anſtalt ſind durch beſondere Be— 
ſtimmungen geregelt. 


Königreich Preußen. 


Miniſterial⸗Erlaſſe, die Zahlung des Lehrergehalts in Monats⸗ 
reſp. Quartalsraten pränumerando betreffend. Vom 4. Juli 1859 
und 21. Oktober 1871. 


* 
Berlin, den 4. Juli 1859. 

Dem Magiſtrat eröffne ich, daß ich die Beſchwerde über 
die Anordnung der Regierung, dem dortigen Rektor das Ge: 
halt künftighin pränumerando zu zahlen, nicht für begrün⸗ 
det erachten kann. 

Bei dem Mangel entgegenſtehender Feſtſetzungen in dem 
Berufsbrief des Rektors müſſen in Beziehung auf die Gehalts⸗ 
zahlung an denſelben die über den Bezug der Beamtengehälter 
beſtehenden allgemeinen Beſtimmungen zur Anwendung kommen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


An v. Bethmann⸗Hollweg. 
den Magiſtrat zu N. 
14,435. U. 


2. 
Berlin, den 21. Oktober 1871. 

Die aus Staatsfonds zur Beſoldung von Elementar⸗ 
lehrern bewilligten Beihilfen oder perſönlichen Zulagen 
ſind analog wie es für die Zahlung der Beſoldung an nicht 
in kollegialiſchen Verhältniſſen ſtehende Staatsbeamte vorge- 
ſchrieben iſt, in monatlichen Raten zu zahlen. Dies hindert 
jedoch nicht, in denjenigen Fällen, wo aus beſonderen Gründen 
Elementar-Lehrergehälter Seitens der Verpflichteten in viertel⸗ 
jährlichen Raten entrichtet worden, auch die gedachten Staat3- 
zuſchüſſe, unbeſchadet des vorerwähnten Prinzips, vierteljährlich 
abheben zu laſſen. 

Mit den Beweggründen für die monatsweiſe Zahlung der 
Staatszuſchüſſe ſteht im Einklang, daß nach den Grundſätzen, 
welche hinſichtlich der Anwendung der Allerhöchſten Kabinets— 
ordre vom 27. April 1816 auf die Hinterbliebenen von Leh⸗ 
rern in der Miniſterial⸗Inſtanz befolgt werden, nur die Be- 
willigung eines Gnadenmonates an Hinterbliebene von 
Landſchullehrern eintritt und gemäß des Reſkripts vom 4. April 
1867 die zu Lehrerbeſoldungen bewilligten Staatszuſchüſſe an⸗ 
theilig zur Erfüllung des Gnadenmonates zu zahlen ſind. 


Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


Au v. Mühler. 
die K. Regierung zu N. 
U. 18,770. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Sicherſtellung des Lehrers bei Verände⸗ 
rungen in Mi Schuleinrichtungen betreffend. 
Vom 5. Februar 1866. 
Berlin, den 5. Februar 1866. 

Auf den Bericht vom 22. November v. J. eröffne ich der 
Königlichen Regierung das Nachſtehende: 

Die Lehrer N. und Genoſſen beantragen den Wegfall der 
ſeither in die Vokationen für Lehrer des dortigen Regierungs⸗ 
bezirkes aufgenommenen Klauſel: 

„Zugleich wird dem ꝛc. N. hierdurch bemerklich ge⸗ 
| macht, daß ihm auch fernerhin gegen Abänderungen 
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hinſichtlich des Schulbezirkes und gegen ſonſtige Einrich⸗ 
tungen, die in der Folge zur Verbeſſerung des Schul⸗ 
weſens nöthig und zweckmäßig befunden werden möch⸗ 
ten, auf keine Weiſe ein Widerſpruchsrecht zuſteht, ge⸗ 
ſetzt auch, daß dadurch ſeine Geſchäfte vermehrt und 
ſeine Einkünfte vermindert werden möchten.“ 

Ich bin mit der Königlichen Regierung darin einverſtan⸗ 
den, daß dieſer Antrag dem Artikel 112 der Verfaſſungsurkunde 
vom 31. Januar 1850 gegenüber nicht mit Berufung auf Ar⸗ 
tikel 25 derſelben Verfaſſungs⸗Urkunde begründet werden kann. 
Nichtsdeſtoweniger beſtimme ich, daß die gedachte Klauſel der 
Lehrer⸗Vokationen fortan in Wegfall gebracht werde. Dieſelbe 
enthält nämlich, richtig interpretirt, nichts Anderes, als was 
ſich von ſelbſt verſteht, während ſie, ohne nähere Motivirung 
in die Vokation aufgenommen, einen Ausnahmezuſtand der 
Lehrer hinſichtlich des ihnen zugeſicherten Gehaltes hinſtellt und 
denſelben zu an und für ſich nicht begründeten Beſorgniſſen 
Anlaß giebt. 

Das Recht, den Schulbezik abzuändern und ſonſt in dem 
Schulweſen nöthige und zweckmäßige Einrichtungen zu treffen, 
ſteht der Königlichen Regierung auf Grund der Inſtruktion 
vom 23. Oktober 1817 unzweifelhaft zu, und kann dagegen, 
ſowie gegen eine dem betreffenden Lehrer auferlegte Geſchäfts⸗ 
vermehrung, ſoweit dieſelbe ſich innerhalb der zuläſſigen Gren⸗ 
zen hält, keinem Lehrer die Befugniß eines Widerſpruches zu⸗ 
geſtanden werden, ohne daß dieſes in der Vokation ausgeſpro⸗ 
chen zu werden braucht. 

Die Verringerung des einem Lehrer durch die Vokation 
zugeſicherten Gehaltes iſt überhaupt unzuläſſig. Seine Ein⸗ 
nahme kann ſteigen oder fallen je nach dem Betrage des ihm 
zugewieſenen Schulgeldes, ſoweit der Betrag deſſelben nicht 
fixirt iſt. Schulgeld aber ſteht einem Lehrer nur zu von den 
ſeiner Schule wirklich überwieſenen Kindern. Machen alſo die 
Ueberfüllung einer Schule oder ſonſtige Verhältniſſe die Ein⸗ 
richtung einer zweiten Schulklaſſe oder einer neuen Schulſtelle 
erforderlich, ſo geht der Bezug des Schulgeldes auf denjenigen 
Lehrer über, deſſen Schule die betreffenden Kinder beſuchen. 
Wie ein Lehrer keine Entſchädigung zu beanſpruchen hat, wenn 
ſeine Einnahme an Schulgeld durch den Tod oder Verziehen 
einzelner Schüler geringer wird, ſo auch nicht, wenn dieſe Ver⸗ 
ringerung durch Veränderung des Schulbezirkes eintritt. Ein 
diesfälliger Vorbehalt braucht daher überhaupt nicht in die Vo⸗ 
kationen aufgenommen zu werden, keinenfalls darf ein ſolcher 
aufgenommen werden, der ſeinem Wortlaute nach über dieſe 
zuläſſigen Grenzen hinaus gedeutet werden kann. 

Hiernach hat die Königliche Regierung die Eingangs ge: 
dachte Klauſel nicht weiter in die Lehrer-Vokationen aufzuneh⸗ 
men und hinſichtlich derjenigen Lehrer, in deren Vokationen ſie 
ſich bereits befindet, überall nach den oben ausgeſprochenen 
Grundſätzen zu verfahren, ohne daß es einer Abänderung der 
einzelnen Vokationen bedarf. Dabei bleibt es der Königlichen 
Regierung überlaſſen, bei Beſetzung von Schulen, bei denen 
Theilung oder Abzweigung in beſtimmter und naher Ausſicht 
ſteht, den zu berufenden Lehrer ausdrücklich darauf aufmerkſam 
zu machen, daß dieſe und damit eine Verminderung ſeiner Ein⸗ 
nahme an Schulgeld bevorſteht. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
v. Mühler. 


An 
die Königliche Regierung zu N. 
25,767. U. 8 2 


| 


Miniſterial⸗Erlaß, die Vermiethung der Dienftwohnungen der 
Lehrer betreffend. Vom 27. Februar 1872. 
Berlin, den 27. Februar 1872. 

Die von Ew. Wohlgeboren an den Herrn Miniſter des 
Innern gerichtete, von demſelben reſſortmäßig an mich zur Ver⸗ 
fügung abgegebene Beſchwerde vom 16. November pr. über die 
Verfügung der Königlichen Regierung zu Kaſſel vom 19. Sep⸗ 
tember pr., wodurch dieſelbe zu der mit Zuſtimmung des Schul⸗ 
vorſtandes erfolgten Vermiethung eines Theiles der Dienſtwoh— 
nung des Kantors N. daſelbſt ihre Genehmigung ertheilt hat, 
kann ich für begründet nicht erachten. 

Ew. Wohlgeboren haben für Ihre Behauptung, daß der— 
gleichen Dienſtwohnungen nicht vermiethet werden dürfen, Rechts⸗ 
gründe nicht angeführt; das Gegentheil folgt vielmehr aus dem 
dem Inhaber der Stelle als Nießbraucher zuſtehenden Nutzungs⸗ 
recht und iſt bereits ausgeſprochen durch den in die neue Samm⸗ 
lung der Kurheſſiſchen Landesordnungen von Kulenkamp auf⸗ 
genommenen Konſiſtorialbeſchluß vom 14. April 1797. 

Der Kantor N. hat unterm 3. Juli pr. dem Schulvor⸗ 
ſtande dort vorgeſtellt, daß er aus perſönlichen Rückſichten eine 
kleine, ſtille, unbeſcholtene Familie in ſeine Dienſtwohnung auf⸗ 
zunehmen wünſche, und für jede dadurch etwa entſtehende Be- 
ſchädigung Garantie übernehme. Der Schulvorſtand hat ihm 
nach näherer Prüfung die Genehmigung unter dem Vorbehalte 
jederzeitiger Zurückziehung und unter der Bedingung ertheilt, 
daß er für alle Beſchädigung durch die Miether einſtehe. N. 
iſt Wittwer und ſteht nach Verheirathung ſeiner Tochter ganz 
allein, er hat daher nicht nur an der Hälfte der Dienſtwohnung 
genügenden Raum, ſondern es iſt ihm ſogar wünſchenswerth, 
eine zuverläſſige Hausgenoſſenſchaft für Erkrankungsfälle und 
dergleichen zu haben. 

Unter dieſen Umſtänden lag für die Königliche Regierung 
als Ober⸗Schulbehörde keine Veranlaſſung vor, ihre Zuſtim⸗ 
mung zu der Vermiethung des entbehrlichen Wohnungsraumes 
zu verſagen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
den Herrn N. 
U. 5624. 


Miniſterial⸗Erlaßß, die Umzugskosten der Lehrer im vormaligen 

Herzogthum Berg betreffend. Vom 30. Mai 1865. 

Berlin, den 30. Mai 1865. 

Ich eröffne auf die Vorſtellung vom 13. v. M., daß die 
Beſtimmungen der §§. 39 und 40 Tit. 12 Th. II. des Allg. 
Landrechts über die Pflicht der Schulgemeinden zur Herbeiho⸗ 
lung neuer Schulmeiſter in dem vormaligen Herzogthum Berg 
keine Anwendung finden. In Ermangelung einer desfallſigen 
geſetzlichen Vorſchrift können daher auch in dem Großherzog: 
thum Berg die Gemeinden nicht zwangsweiſe angehalten wer⸗ 
den, die Lehrer bei ihrem Anzuge herbeizuholen, oder ihnen 
die Umzugskoſten zu erſtatten. 

Wollen ſich die Lehrer in dieſer Beziehung ſicher ſtellen, 
ſo muß ihnen überlaſſen werden, ſich bei ihrer Berufung die 
Herbeiholung durch die Gemeinde oder die Erſtattung der Um⸗ 
zugskoſten auszubedingen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
v. Mühler. 


An 
die Königliche Regierung zu Düſſeldorf. 
| U. 10,194. b 
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Miniſterial⸗Erlaß, die Auseinanderſetzung des abziehenden Leh⸗ 


rers mit dem Nachfolger betreffend. Vom 30. Juli 1859. 
Berlin, den 30. Juli 1859. 

Ew. Hochwürden eröffne ich auf die Vorſtellung vom 12. 
April d. J., daß ich nicht in der Lage bin, eine generelle Be⸗ 
ſtimmung darüber treffen zu können, nach welchem Termine 
die Auseinanderſetzung der abziehenden und anzie— 
henden Lehrer und Küſter wegen der Nutzung der 
Grundſtücke des letzten Jahres in der Provinz Pommern zu 
bewirken iſt. 

Die Anſprüche der beiderſeitigen Intereſſenten in einem 
ſolchen Falle ſind privatrechtlicher Natur und demnach 
nicht von Oberaufſichtswegen, ſondern nur im Rechts- 
wege zu erledigen. 

Hiernach muß es auch in dem von Ew. Hochwürden an⸗ 
geregten Spezialfalle der Wittwe S. überlaſſen bleiben, ihre 
vermeintlichen Anſprüche gegen den Kantor B. zur richterlichen 
Entſcheidung zu bringen, wenn nicht eine gütliche Einigung zu 
Stande kommen ſollte. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
An v. Bethmann⸗Hollweg. 
den Superintendenten Herrn N. 


Hochwürden zu P. DL 
Abschrift des Beſcheides erhält die Königliche Regierung 
auf den Bericht vom 2. d. M. zur Kenntnißnahme, mit dem 
Bemerken, daß ein Bedürfniß, im Wege des Geſetzes 
eine Feſtſetzung des Termines herbeizuführen, nach 
welchem die Auseinanderſetzung von abziehenden und anziehen⸗ 
den Kirchen- und Schulbeamten rückſichtlich der Nutzung der 
Grundſtücke des letzten Jahres in der Provinz zu bewirken, 
nach den bisherigen Erfahrungen nicht anerkannt werden 
kann. Jedoch überlaſſe ich dem Ermeſſen der königlichen Re⸗ 
gierung, weiteres Material in dieſer Beziehung zu ſammeln und 
eventuell dieſerhalb an mich zu berichten. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
An v. Bethmann⸗Hollweg. 
die Königliche Regierung zu Cöslin. 
16,145 E. und U. * 
Miniſterial⸗Erlaß, die Entſchädigung für Reinigung und Heizung 
der Schullokale betreffend. Vom 21. April 1866. 
Berlin, den 21. April 1866. 
Ich kann es nicht billigen, daß bei der Regulirung des 
Lehrereinkommens dem Lehrer die Verpflichtung zur Heizung 
der Schulſtube ohne Entſchädigung auferlegt iſt. Es muß grund⸗ 
ſätzlich daran feſtgehalten werden, daß der Lehrer mit ſei— 
nem Gehalte oder ſeiner Perſon niemals für Lei⸗ 
ſtungen aufzukommen hat, welche die Unterhaltung 
der Schule betreffen und geſetzlich nicht dem Lehrer, ſon— 


dern den Schulintereſſenten obliegen. Hierzu iſt die Beſorgung 


des Heizens und Reinigens der Schulſtube zu rechnen. Wenn 
daher auch bei beſtehenden Verhältniſſen eine dem entgegenge⸗ 
ſetzte Uebung unter Umſtänden zu dulden iſt, ſo muß doch wie 
bei Gründung neuer Stellen, jo bei der Regulirung vorhande— 
ner das dem Geſetze und dem Intereſſe des Lehrerſtandes ent⸗ 
ſprechende Verhältniß hergeſtellt werden, und es ſind deshalb 
in ſolchen Fällen jene Leiſtungen dem Lehrer nicht ohne billige 
Entſchädigung aufzuerlegen. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


An v. Mühler. 
die Königl. Regierung zu N. 
3149 U. 


Geſchäfts⸗Auweiſung für die mit der öffentlichen Armenpflege 
Berlins betrauten ſtädtiſchen Organe. Vom 6. September 1875. 
A. Einleitung. 

1. Die Armen-Direktion. 

§. 1. Die geſammte öffentliche Armenpflege der Stadt 
Berlin ſteht unter der Leitung und Aufſicht der Armen-Di⸗ 
rektion, welche dem Magiſtrat untergeordnet iſt, und gemäß 
§. 59 der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 aus Mitglie: 
dern beider Kommunalbehörden und aus ſtimmfähigen Bürgern 
(Bürger⸗Deputirten), ſowie auf Grund ortsſtatutariſcher Beſtim⸗ 
mungen aus vier beſoldeten Aſſeſſoren als juriſtiſch techniſchen 
Hilfsarbeitern zuſammengeſetzt iſt. 

Von dem Plenum find zwei Abtheilungen der Armen- 
Direktion für die Waifen- Verwaltung und für die verbun⸗ 
dene Verwaltung des Arbeitshauſes und der ſtädtiſchen 
Irren-Verpflegungs-Anſtalt abgezweigt und direkt dem 
Magiſtrat unterſtellt. Zur Aufrechthaltung gleicher Verwaltungs: 
grundſätze werden außer dem Vorſitzenden noch je drei Mitglie: 
der dieſer Abtheilungen in das Plenum deputirt, und von Letz⸗ 
terem jeder Abtheilung ein Aſſeſſor überwieſen. 

Auch iſt dem Vorſitzenden des Plenums das Recht verlie— 
hen, die Geſchäftsführung der Abtheilungen zu überwachen, 
und alle an den Magiſtrat und die demſelben vorgeſetzten Be⸗ 
hörden zu richtenden Schreiben gegenzuzeichnen, reſp., wenn 
er Bedenken findet, den Gegenſtand nochmals in der Abthei- 
lung unter feiner Zuziehung oder im Pleno vortragen zu laſ— 
ſen, welches dann einen Separatbericht bei abweichender An⸗ 
ſicht erſtatten kann. 

Dem Friedrich-Wilhelms-Hospital ſteht ein beſon⸗ 
deres Verwaltungs⸗-Kuratorium vor, deſſen vorgeſetzte Aufſichts⸗ 
Inſtanz das Plenum der Armen-Direktion iſt. 

Die ſtädtiſchen Kirchhöfe werden unmittelbar vom Ple— 
num verwaltet. 

Neben der öffentlichen (polizeilichen) Armenpflege 
verwaltet die Armen-Direktion die ihr, reſp. der Stadt Berlin 
zugewendeten Legate und nichtkirchlichen milden Stiftungen, 
und übt nach dieſer Richtung hin, ſowie durch ihre Verbindung 
mit der kirchlichen und Vereins-Armenpflege auch Wohlthä— 


tigkeits-Armenpflege aus. 


II. Die Armen⸗Kommiſſionen. 

§. 2. Die Armen⸗Kommiſſionen, welche in einer dem Be⸗ 
dürfniß entſprechenden Anzahl über die ganze Stadt vertheilt 
und nach laufenden Nummern benannt find, üben in den ihnen 
überwieſenen Bezirken und mit den aus den nachfolgenden Vor⸗ 
ſchriften ſich ergebenden Beſchränkungen unter der Leitung und 
Oberaufſicht der Armen-Direktion die öffentliche Armenpflege 
aus und dienen zugleich bei Erſtattung von Gutachten, bei 
Einſammlung von Kollekten und bei anderen Geſchäften als 
Organe der Armen-Direktion, mit Vorbehalt der von letzterer 
in einzelnen Fällen direkt zu veranlaſſenden Feſtſtellungen und 
Bewilligungen. 

8.3. Jede Armen⸗Kommiſſion beſteht aus einer angemeſ⸗ 
ſenen Zahl von Mitgliedern, welche von der Stadtverordneten— 
Verſammlung auf ſechs Jahre gewählt werden. 

Sobald ein Mitglied ausſcheidet, hat ſich die Kommiſſion 
über die Nothwendigkeit der Ergänzung zu äußern. 

§. 4. Zu den ſtimmberechtigten Mitgliedern der Kommiſ⸗ 
ſion gehören noch: 

a) die Vorſteher der die Armen-Kommiſſionen bildenden 
Stadtbezirke. Dieſelben ſind verpflichtet, ſich nach den 
für die Mitglieder der Kommiſſionen erlaſſenen allge: 
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meinen Beſtimmungen zu achten, und insbeſondere an 
den Konferenzen der Kommiſſionen ſich zu betheiligen. 
Beſondere Arbeiten dürfen ihnen nicht übertragen 
werden. 

diejenigen Stadtverordneten, welchen durch die Stadt⸗ 
verordneten-Verſammlung die im Bereiche der Kom⸗ 
miſſion belegenen einzelnen Stadtbezirke zur Ausfüh⸗ 
rung von Recherchen zugetheilt worden. 

Nach dem Ausſcheiden als Bezirks-Vorſteher oder 
als Stadtverordneter des Bezirkes kann der Bethei⸗ 
ligte nur Mitglied der Armen-Kommiſſion bleiben, 
wenn er im Bereiche derſelben wohnt und im geord— 
neten Wege als Mitglied gewählt wird. 

Die der Armen⸗Kommiſſion durch die Armen⸗Direk⸗ 
tion beſonders bezeichneten Geiſtlichen des Kirchſpren⸗ 
gels ſind gleichfalls befugt, den Konferenzen beizuwoh⸗ 
nen, haben jedoch nur dann ein Stimmrecht, wenn 
ſie als ordnungsmäßig gewählte Mitglieder in die 
Kommiſſion getreten ſind. 

§. 5. Sobald das neugewählte Mitglied (Deputirter) ſeine 
von der Armen⸗Direktion ausgefertigte Beſtallung erhalten hat, 
ladet ihn der hiervon in Kenntniß geſetzte Vorſteher der Kom⸗ 
miſſion zur nächſten Konferenz ein, ſtellt ihn den anweſenden 
Mitgliedern vor, und verpflichtet ihn mittelſt Handſchlages, wo⸗ 
rüber der Armen⸗Direktion das Protokoll nach Formular Nr. 117 
einzureichen iſt. 

Jedem neu eintretenden Mitgliede wird ein Exemplar die⸗ 
ſer Geſchäftsanweiſung und der Nachweiſung der in der hie— 
ſigen Gemeinde-Verwaltung beſchäftigten Perſonen, ſowie das 


b 


— 


Kommunal-Blatt für die Dauer feiner Amtsführung behändigt.“ 


8.6. Jedes Mitglied iſt geſetzlich auf 6 Jahre gewählt, 
jedoch befugt, nach dreijähriger Dienſtzeit wieder auszuſcheiden, 
wenn es dieſe Abſicht zwei Monate vor Ablauf der drei Jahre 
anzeigt. 

Innerhalb dieſer drei erſten Jahre darf es nur aus den 
vom Geſetz geſtatteten Dispenſationsgründen ausſcheiden. Da⸗ 
gegen hebt die Verlegung ſeiner Wohnung aus dem Bereiche 
der Kommiſſion ſeine Mitgliedſchaft ohne Weiteres auf. Nach 
Ablauf der Wahlperiode kann es mit ſeiner Zuſtimmung auf 
neue ſechs Jahre wieder gewählt werden. 

Für den Fall der Theilung einer Armen⸗Kommiſſion blei⸗ 
ben die Mitglieder derſelben Mitglieder der Zweig⸗-Kommiſſion, 
inſoweit ſie im Bereiche letzterer ihre Wohnung haben. 

§. 7. An der Spitze der Armen-Kommiſſion ſteht der 
Vorſteher, welcher von ſämmtlichen Mitgliedern der Kommiſ⸗ 
ſion aus ihrer Mitte nach Mehrheit der Stimmen gewählt, 
und bei der Armen⸗Direktion zur Beſtätigung in Vorſchlag ge— 
bracht wird. 

Zu dem Wahlakte ſind die ſämmtlichen Mitglieder der 
Kommiſſion mit Einſchluß der Stadtverordneten und der Bes 
zirksvorſteher unter Angabe des Gegenſtandes der Berathung 
einzuladen und iſt der Armen-Direktion rechtzeitig Anzeige von 
dem Wahltermine behufs Abſendung eines Deputirten zu machen. 

Falls die Wahl des Vorſtehers aus der Mitte der Mit⸗ 
glieder fruchtlos ausgefallen iſt, hat die Armen-Direktion den 
Vorſteher zu ernennen und nöthigenfalls vorher eine Verſtär⸗ 
kung der Kommiſſion durch, zum Vorſteheramte geeignete und 
geneigte Mitglieder herbeizuführen. 

Die Beſtätigung oder Ernennung des aus der Mitte der 
Mitglieder erwählten oder ernannten Vorſtehers erfolgt auf die 
Dauer der Amtszeit deſſelben als Mitglied der Kommiſſion, 


vorbehaltlich des im §. 6 der Geſchäfts-Anweiſung erwähnten 
Ablehnungsrechtes nach dreijähriger Dienſtzeit. 

Jeder neu gewählte Vorſteher leiſtet, nachdem er ſeine Be⸗ 
ſtallung erhalten, vor dem verſammelten Kollegio der Armen— 
Direktion den Amtseid ab, welcher ſich beſonders noch auf die 
Aufnahme der ſogenannten Erbentſagungsakte mit den Almo⸗ 
ſen⸗Empfängern und der Nachläſſe der letzteren erſtreckt. 

§. 8. Die Einführung eines neuen Vorſtehers erfolgt von 
einem Mitgliede der Armen⸗Direktion im Namen und Auftrage 
derſelben, weshalb von Zeit und Ort der Uebergabe eines Vor— 
ſteheramtes der Armen-Direktion Anzeige zu machen iſt. 

Die Uebergabe-Verhandlung erfolgt nach dem Formular 
Nr. 54, in welchem näher angegeben iſt, was an Büchern, Ak⸗ 
ten, Geldern, Inventarienſtücken ꝛc. zu übergeben iſt. 

Das Vorſteheramt iſt ein unbeſoldetes Ehrenamt, doch 
können baare Auslagen liquidirt werden. 

§. 9. Jeder Armen-Kommiſſion iſt ein Stadtſergeant zur 
Dienſtleiſtung, insbeſondere zur Ausrichtung von Botendienſten 
überwieſen, worüber die dem Vorſteher zugeſtellte Inſtruktion 
der Stadtſergeanten das Nähere enthält. 

8.10, Allmonatlich findet im Rathhauſe eine Verſamm⸗ 
lung ſämmtlicher Armen-Kommiſſions-Vorſteher in Gegenwart 
eines oder mehrerer Kommiſſarien der Armen-Direktion ftatt, 
welche den Zweck hat: 

1. Verbeſſerung bei der Verwaltung des Armenweſens 
zu berathen und in Antrag zu bringen; 

2. Vorſchläge, in Beziehung auf den Geſchäfts-Betrieb 
der Armen-Kommiſſionen und der bei der Verwal⸗ 
tung nöthigen Kontrole, ſowie Hinſichts der mög⸗ 
lichſten Vereinfachung der Geſchäfts-Formen, zu 
machen; 

3. den Geſchäftsbetrieb in den Armen -Kommiſſionen 
gleichförmig zu bewirken, und ſich ſolchen gegenſeitig 
durch Rückſprache zu erleichtern; 

4. über Gegenſtände, welche der Verſammlung durch die 
Armen⸗Direktion zur Berathung mitgetheilt werden, 
ſich gutachtlich zu äußern, und 

5. von ſolchen Verhandlungen Kenntniß zu nehmen, die 
zu dieſem Behufe von der Armen-Direktion mitge⸗ 
theilt werden. 

Es iſt die Pflicht eines jeden Vorſtehers, dieſen Verſamm⸗ 
lungen regelmäßig beizuwohnen; ſollte er daran durch Krank: 
heit oder ſonſtige erhebliche Urſachen behindert ſein, ſo hat er 
ſich durch ein dazu deputirtes Mitglied ſeiner Kommiſſion ver⸗ 
treten zu laſſen. 

In Betreff des Geſchäftsganges bei dieſen Verſammlun⸗ 
gen erhält der Vorſteher die gedruckte „Ordnung vom 20. Aus 
guſt 1832”, 


B. Geſchäftsführung bei den Armen -Kommiſ⸗ 
ſionen. 
I. Allgemeine Vorſchriften. 

§. 11. Weder der Vorſteher der Kommiſſion, noch ſonſt 
ein Mitglied derſelben darf feine Amtsverrichtungen eigenmäch⸗ 
tig einſtellen. Er haftet gleich den Mitgliedern für jeden durch 
die Nichterfüllung der übernommenen Amtspflichten der Kom⸗ 
mune entſtehenden Nachtheil, und muß die durch etwa nöthig 
gewordene Aufarbeitung ſeiner Reſte durch einen Beamten er⸗ 
wachſenen Koſten erſtatten. 

Machen begründete Verhinderungen die Beibehaltung des 
übernommenen Amtes nicht möglich, ſo iſt hierüber der Armen⸗ 
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Direktion Bericht zu erſtatten und bei dieſer die Entlaſſung 
nachzuſuchen; jo lange aber, bis ſolche verfügt worden, uns 
ausgeſetzt in der Verwaltung des Amtes fortzufahren. 

§. 12. Kann ein Vorſteher fein Amt wegen nicht zu be: 
ſeitigender Hinderniſſe nicht ſo lange verwalten, bis ſein Nach⸗ 
folger gewählt worden, ſo hat die Kommiſſion aus ihrer Mitte 
einen interimiſtiſchen Vorſteher zu wählen und hiervon der 
Armen⸗Direktion ungeſäumt Anzeige zu machen. 

Iſt der Vorſteher durch Krankheit, Reiſen oder andere Ur⸗ 
ſachen zeitweilig an der Führung ſeines Amtes behindert, ſo 
hat er daſſelbe nach vorher eingeholter Zuſtimmung der Ars 
men⸗Direktion an ein dazu geeignetes Mitglied ſeiner Kommiſ⸗ 
ſion, welches zur Uebernahme verpflichtet iſt, zu übertragen. 
Auch if die Stellvertretung durch einen benachbarten Vorſte⸗ 
her zuläſſig. 

§. 13. Dem Vorſteher liegt die Leitung der Geſchäfte in 
der Kommiſſion, die Vertheilung der Aufträge und Unterſu⸗ 
chungen, die Aufſicht über die gehörige Ausführung derſelben 
und der gefaßten Beſchlüſſe, ſowie über das ſonſtige Wirken 
der Mitglieder und deren Verhalten gegen die Armen ob, wes⸗ 
wegen ſich derſelbe zum Oefteren durch Beſuche bei den Letzte⸗ 
ren davon zu überzeugen hat, daß Seitens der Mitglieder keine 
der ihnen obliegenden Pflichten, ſowohl gegen die Kommune, 
wie gegen die Armen verabſäumt werde. 

Ferner hat der Vorſteher den in feinem Reviere wohnhaf— 
ten Perſonen, welche ein Legat beziehen, die Unterſchrift unter 
den Quittungen — nachdem er ſich von der Richtigkeit perſön⸗ 
lich überzeugt hat — zu atteſtiren, ſobald dergleichen Legaten⸗ 
Empfänger ſich zu dieſem Behufe bei ihm melden, 

Der Vorſteher hat am Schluſſe jedes Jahres einen Bes 


richt über die Verwaltung ſeiner Kommiſſion, reſpektive über | 


die auf dem Gebiete der Armenpflege gemachten Erfahrungen | 


nach Anleitung des am Schluſſe dieſer Anweiſung abgedruckten 
Schemas zu erſtatten. B 


§. 14. Der Bezirk der Kommiſſion wird von dem Vor: 


ſteher möglichſt gleich nach der Zahl der inwohnenden Almo— 
fen- Empfänger unter die Mitglieder vertheilt, damit dieſelben 
die Armen genau überſehen und in fortlaufender Kontrole be: 
halten können. 


Damit aber auch nach und nach ſämmtliche Mitglieder mit | 


allen Armen des Kommiſſions-Bezirkes bekannt werden, bleibt 
es dem Vorſteher überlaſſen, nicht nur mit einzelnen Recherchen 
andere Mitglieder als die eigentlichen Revier-Deputirten zu 
beauftragen, ſondern auch einen Wechſel in den Revieren un⸗ 
ter den Mitgliedern eintreten zu laſſen. 

Beſondere Angelegenheiten, wie die Aufſicht über die Pfle⸗ 
gekinder, die Einziehung der Kollektengelder ꝛc. kann der Vor⸗ 
ſteher ein für allemal einzelnen Mitgliedern übertragen. 

§. 15. Mitglieder der Kommiſſion, welche Hauseigenthü⸗ 
mer ſind, dürfen keine Unterſuchungen über Anträge ihrer Mie⸗ 
ther auf Unterſtützung oder Befreiung irgend einer Art vor: 
nehmen, noch zu ſolchen hinzugezogen werden, auch nicht an 
der Berathung und Abſtimmung über dieſe Anträge theilneh⸗ 
men, oder eine bewilligte Unterſtützung auszahlen. 

§. 16. Noch mehr würde es der Ehrenhaftigkeit des Cha= 
rakters wie der Amtswürde eines Armenpflegers entgegen fein, 
Almoſenempfängern oder andern Hilfsbedürftigen Vorſchüſſe in 
baarem Gelde oder in Naturalien auf eine zu verhoffende Un⸗ 
terſtützung zu machen, um ſie ihnen bei Auszahlung derſelben 


wieder abzuziehen, oder für Unterſtützungen Gefälligkeiten, Dienſt⸗ 
leiſtungen und dergleichen anzunehmen, oder das Abnehmen von 
Waaren auszubedingen, reſp. hierzu durch die Art und Weiſe 
der Behandlung zu verleiten. 

(Fortſetzung folgt.) 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 
Central⸗Organ für gun Deutſchland, herausgegeben von 
r. Eduard Keller, 

enthält in Nr. 44: Amtliches. Leitartikel: Die pädagogiſche Vorbil⸗ 
dung der Lehrer an unſeren höheren Schulen von Seminardirektor Trinius. 
Bericht über den 4. allgem. deutſchen Seminarlehrertag, abgehalten zu Neu⸗ 
wied vom 24.—26. September 1877. Die 14. allgemeine weimariſche Leh⸗ 
rerverſammlung. Korrespondenzen: Berlin (Der engere Ausſchuß des 
deutſchen Hauptvereins von Dirigenten und Lehrenden an höheren und mitt⸗ 
leren Mädchenſchulen. Eröffnung des Landtages. Finanzen. Dr. Wehren 
pfennig. Turnlehrerinnenprüfung. Seminarien. Perſonalien); Deſſau (Neu⸗ 
bejegungen). Berliner Nachrichten. Vermiſchtes: Pölitz. Todten⸗ 
ſchau. Vakante Lehrerſtellen. Anzeigen. 


Durch Unterzeichneten iſt zu beziehen: 

Saegert, ©. W., Geh. Reg.⸗Rath und Generalinſpektor des 
Taubſtummenweſens: 0 

Das Caubſtummenbildungsweſen in * 4 


Heft 1 und 2 0 Pf. 


388 (Normal-Lehrplan) 1 „ 00 
— — Fbprachtafeln zum Sprachunterrichte der Tanbſtummen. 
2. Auflage; elegant kartonnirt. 1 M. 20 Pf. 


„Auf 10 Expl. 1 Freiexemplar. 
— — Materialien zum Sprachunterrichte der Taubſtummen. 
2. Auflage; elegant kartonnirt. 1 M. 20 Pf. 
E Auf 10 Expl. 1 Freiexemplar. 
Gegen Einſendung des Betrages erfolgt poſtfreie Zuſendung. 
Paul Lange, 
Berlin NW., Friedrichſtr. 103. 


Verlag von R. L. Friderichs in Elberfeld. 
Lehrbuch der Geometrie als Leitfaden 


beim Unterricht an höheren Lehranstalten Von W. Mink. 
Auflage. Preis broschirt 3 Mark. 
Lehrbuch der französ. Sprache. von W. Heiner. 


I. Cursus. 2. Auflage. Geb. 1 M. 50 Pf. II. Cursus. Geb. 2 M. 
Speciell für das Bedürfniss derjeuigen Schulen bearbeitet, die das 
Französische als erste fremde Sprache lehren. 


Probe-Exemplare [129] 
werden von der Verlagshandlung gerne zur Verfügung gestellt. 


BEE Belle Bezugsquelle für Lehrmittel! BE 


Berliner Lehrmittelanſtalt 


J. Biſchof, Berlin N., Oranienburger Straße 75. 
(Von allen Schulautoritäten empfohlen!) 
Fabrik und größtes Lager nur muſtergiltiger Lehrmittel für alle 
Disziplinen. 
Phyſikaliſche Apparate gediegenſter Konſtruktion ſehr billig. 
Illuſtrirter Katalog gratis. [130] 


[128] 


Timm 


eder, welcher sich von dem 
Werthe des illustrirten Buches: 
Dr. Xiry's Naturheilmethode 
AGO. Aufl.) überzeugen will, 
erhält einen Auszug daraus 
auf Franco-Verlangen gratis 
und franco zugesandt von Rich- 
ter's Verlags-Anstalt in Leipzig. 


— Kein Kranker versäume, sich 
den Auszug kommen zu lassen. 


131 


DIE mmm 


Durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 
Fr. Eduard Keller, 


Geſchichte des Preuß. Volksſchulweſens. 


Syvo. IV. und 503 Seiten. Preis 8 Mark. 


Berlin, Verlag von Robert Oppenheim. [132] 


Für die Redaktion verantwortlich.: Fr. Eduard Keller in Berlin SO, Michaelkirchplatz 7. — Kommiſſ.⸗Verl. v. Robert Oppenheim in Berlin W. Karlsbad 6. 
Druck von F. Striewing in Landsberg a. W. 


